
Vom Bauantrag zum Baurecht 

Bau(planungs)recht ist Bodenrecht 

§ 1 (1) BauGB 

„Aufgabe der Bauleitplanung ist es, die bauliche und 
sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde 
nach Maßgabe diese Gesetzes vorzubereiten und zu 
leiten“ 

§§ 29 BauGB 

Der gesetzliche Regelungsrahmen für die baulichen 
und sonstige Nutzung der Grundstücke  



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Für jedes Grundstück innerhalb Deutschlands 
gibt es Planungsrecht, entweder gilt: 

 

- § 30 BauGB = Bebauungsplan 
  

- § 34 / § 35 = Planersatznorm 
 

- § 38 BauGB = Planfeststellung 



Vom Bauantrag zum Baurecht 

§34 BauGB oder §35 BauGB? 
Aufgabe ist die  

planungsrechtliche Beurteilung des BV Kreuzbergstraße 42B  

Auszug aus ALKIS Berlin (FisBroker Berlin, jpg erstellt am 8.9.2017)  



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Nach gesicherter Rechtsprechung reichen 
Bebauungszusammenhänge eines 

unbeplanten Innenbereiches stets so weit, 
wie die aufeinander folgende Bebauung trotz 

vorhandener Baulücken nach der 
Verkehrsauffassung den Eindruck der 

Geschlossenheit und Zusammengehörigkeit 
vermittelt.  



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Kreuzbergstraße 42B 

Bebauungszusammenhang / Siedlungsstruktur 
unverkennbar: 

- bauliche Hauptanlage – Wohnhaus / Gastronomie  

- ggü. Wohnbebauung – BNP WA, V/3 

- Bahnanlage des DTM (Museumsbahn) 

- erst westlich dieser Bahnanlage beginnt der 
Flaschenhalspark.  

= § 34 BauGB 

 



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Kreuzbergstraße 42B 

Abschließende Hinweise:  

• die Erschließung ist gesichert, das Baugrundstück 
liegt direkt an der Kreuzbergstraße. 

• 1. BA (Neubau mit 2836 m² Geschossfläche):  
= GFZ von 1,83  
= GRZ von 0,48 
= BFF von derzeit ca. 0,39 auf 0,70 

 
 



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Kreuzbergstraße 42B – Fazit: 

• Das beantragte Gebäude ist genehmigungsfähig. 

• Die Bauherren haben einen Rechtsanspruch auf 
Erteilung der Baugenehmigung, wenn ihr 
Bauvorhaben bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlich genehmigungsfähig ist und 
keine weiteren im Baugenehmigungsverfahren zu 
prüfenden rechtliche Hindernisse bestehen. 



Vom Bauantrag zum Baurecht 

Bauvorhaben Kreuzbergstraße 42b  
(Rendering bereitgestellt durch das Planungsbüro Brakel) 



Vom Bauantrag zum Baurecht 
FAQ 
Warum ist kein B-Planverfahren durchgeführt worden? 
- Für das beantragte Bauvorhaben „Wohnhaus“ besteht Baurecht. Es entspricht den 

städtebaulichen Entwicklungszielen für das Grundstück. Ein Planerfordernis gem. § 1 
(3) BauGB lässt sich daher nicht ableiten. Erst wenn der Bezirk andere 
Entwicklungsziele verfolgen würde, wäre ein B-Planverfahren notwendig. Folge: 
möglicherweise Veränderungssperre, Entschädigung des Eigentümers, Ankauf des 
Grundstücks. 

 
Wieso konnte das kooperative Baulandmodell nicht angewendet werden? 
- Das kooperative Baulandmodell wird im Rahmen von B-Pläne angewandt, die die 

Umsetzung von Wohnungsbau von mindestens 5000m² BGF zum Ziel haben. Da für 
das BV kein B-Plan notwendig war, entfällt das kooperative Baulandmodell (Hinweis: 
die dafür notwendigerweise erforderliche BGF wird auch nicht erreicht). 

 
Wieso wurde die „wertvolle“ Grünfläche nicht erhalten? 
- Das Grundstück befindet sich im Privatbesitz, es wird baulich genutzt (Wohnhaus / 

Gastronomie) und ist durch die ehemalige Bahnnutzung (Perron) überwiegend 
versiegelt. Es handelt sich nicht um eine „Grünfläche“. 


